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berieten SI1e 1 Gebete alle ihre Pläne MIE Gétt und bätefi

seıne Hılfe und seinen Segen! Daher N1C UMmMSONS
die Mahnung Jo
nachzudenken.

SUue: ber das Gesetz Jag und Naeht
Aus welchen Quellen schöpfte Nnun oéue* - s€ihen

tark- und. Großmut ? S mag sSeE1IN, daß eine natürliche
Anlage, dıe urc die krıegerische Laufbahn entwickelt
ward, miıtsprach, doch erst die JTatsache, daß (Grott den
Einzug Ins gelobte Land wolle und ıhn offenkundig urcdıe Handauflegung des Moses (4 Mos 2L 23) mıt. der
Führung betraue, war es, WasS Josue dıese große Zuver-SIC. diesen Unternehmungsgeist un Wagemut eingab.Hatte ott ıhm doch selhbst hefohlen „Sıieche, iıch gebietedır, SEe1 SLAT und mutig! Fürchte dıch. nıch und ZAageN1C denn der Herr, deın : Gott, ist mıt dır be1 allem,
Was du unternehmen wirst“ (Jos L 9) Darum schreckt

uch VOL keinem Hindernis zurüuück und läßt sıch urckeine vorübergehende Niederlage dauernd entmutigen. Der
zweıte - Quell War seıne innige Verbindung mit OÖft Er
Ze1g sich VO  e Begınn seıines Auftretens als (ze1stes-

Mit Moses weilte qauf dem heiıligen erge (2 Mos24., 13) (anze Jage brachte he1l der Bundeslade zu(2 Mos D 11), und später War Gott, bel dem .er sıch
immer wıeder Rat un 362T Dann aber ErZ0gsich, VON kleinen Unternehmunsen zZu immer größerenTortschreitend, em ut

Stehen diese Quellen nicht auch Zu Gébote 9
Sind nıcht auch WIT durch Handauflegung des 1SCHOIS

Ekiroberern 1Ur Gott bestellt ? Verheißt ann NIC
daß das angefangene Werk auch vollenden werde?
Stellt uns 1mM Gebete N1IC ıimmer neue Kraft ZUrTr Ver-
jügung? Schütteln . also uch WITr alle Verzagtheit ah!
Wie sehr beschämen manche Flieger VO  — eute uns uUurc
ıhren hochgesinnten Mut, Unternehmungsgeist und ıhreAusdauer! Sollte
setzen ‘

WIT da an Gottes Sache Weniger daran-

Religion und Politik. -—_-  688  berieten sie iml Gebete alié ih'1;e Pläf1e mit Gétf—u‚fid £äteh  um seine Hilfe und seinen Segen! Daher. nicht umsönst  die Mahnung an Jo  nachzudenken. -  sue: über das Gesetz Tag undNaeht  7  Aus welchen Qu  éll‚en séhöpfte "nun Joéue‘ séirién  Stark- und Großmut? Es-mag sein, daß eine natürliche  Anlage, die durch die kriegerische Laufbahn entwickelt  ward, mitsprach, doch erst die Tatsache, daß Gott den  Einzug ins gelobte Land wolle und ihn offenkundig durch  die Handauflegung des Moses (4 Mos 27, 23) mit_ der  Führung betraue, war es, was Josue diese "große Zuver-  sicht, diesen Unternehmungsgeist und Wagemut eingab.  Hatte Gott ihm doch selbst befohlen: „Siehe, ich gebiete  dir, sei stark und mutig! Fürchte dich. nicht und zage  nicht, denn der Herr, dein Gott, ist mit dir bei allem,  was du unternehmen wirst“ (Jos 1, 9). Darum schreckt  er auch vor keinem Hindernis zurück und läßt sich durch  keine vorübergehende Niederlage dauernd entmutigen. Der  zweite - Quell war seine innige Verbindung mit Gott. Er  zeigt sich von Beginn seines Auftretens an als Geistes-  mann: Mit Moses weilte er auf dem heiligen Berge (2 Mos  24, 13). Ganze Tage brachte er bei der Bundeslade zu  (2 Mos 33, 11),. und später war es Gott, bei dem ‚er sich  immer wieder Rat und Kraft holte. Dann aber erzog er  sich, von kleinen Unternehmun  gen zu immer größeren  fortschreitend, zu hohem Mut.  ä  Stehen. diese Quellen nicht auch u  n  S zu Gébote‘?  Sind nicht auch wir durch Handauflegung des Bischofs  zu Eroberern für Gott bestellt ? Verheißt Gott dann nicht,  daß er das angefangene Werk auch vollenden werde?  Stellt er uns im Gebete nicht immer neue Kraft zur Ver-  fügung? Schütteln also auch wir alle Verzagtheit ab!  Wie sehr beschämen manche Flieger von heute uns durch  ihren hochgesinnten Mut, Unternehmungsgeist und ihre  Ausdauer! Sollte  setzen ?  .  n wir da an Gottes Sache Wenig(;r daran-  Beligion und Poltik. ..  Von Dr Léopald Kopler, Linz:'a.'—D.  (Schluß.) .  vun i  Wahlrecht, b9zW‘. Wäh1pfli_eht'.  — Wie die Religion dem Katholiken: die”Teilnähmevam  politischen Leben gebietet, so schreibt sie ihm auch die  4usübur;g Ides Wahlrechtes und. die _ébgabe_dgr ,Stimmg fürVon Dr Léopald KODteT, Linz-a. ‚'D'
C  u11 - Religiofi und Wahlrecht, bc;zw‘. Wämpflieht'.

Wıe dıe KReligion dem Katholiken die Teilnahme am
polıtischen en gebietet, schreibt S1Ee ıhm auch die
usü ung des W ahlrechtes ınd dte ;?1bgabe_ dgr Stimme für
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zeLINEN gatefi' und würdigeh A b9eordfieteä DOT. Die Wahlen

sind jeweıls daswichtigste und folgenschwerste KEreign1s
im ganzen.  politischen Leben eıines Staates oder Landes;
sie. bestimmen den Kurs der künftigen Regilerung oder
1aben wenigstens einen maßgehbenden Einfluß darauf, sS1e
en ıhre unausbleibliche Rückwirkung auf das Ver-
ı1alten der Staats- oder Landesregierung gegenübher der
Kirche und ihren Einrichtungen, gegenüber der Schule,
Ehe und öffentlichen Sittlichkeit, sıe drücken qauf Jahre
hınaus. der Politik ihr Gepräge auf Wenn C waäahr 1st,;
daß in demokratischen Staaten un dazu gehören eute
sıcherlich auch Osterreich und Deutschland Wohl und
Wehe des Staates in den Händen der Abgeordneten hegen

denn W1e sS1€e stimmen, wird der Staat TEDIELE —
dann. darf Man mut dem gleichen Rechte sagen, dalß das
Schicksal des _Staates am Wahltage In die Hände der
Wähler gelegt ist; denn sie wählen ]a dıie künftigen Re-
genten des Staates. Darum ist der Wahltag ein wahrer
Schicksalstag für aa oder Land, an dem ıhr künftiges
LOSs füur eine Keıhe von Jahren bestimmt wird. Entscheıidet
aber der Wahltag uüber Wohl und Wehe- von Staat und
Land, annn kann und dart der Katholik bei dieser Ent-
scheidung nicht den unbeteiligten oder uninteressierten
Zuschauer machen, einerseıts, weıl W16e jeder Bürger
des Staates ım Gewissen verpflichtet 1Sst, das allgemeine
on des Staates oder Landes, soviel ıhm iSt., 711 wahren
und zu fördern, andererseits, weıl es gerade a  age
gılt, dıe heiligsten Interessen von Religion und Kirche zu
schützen. Wenn der.a  ol verpflichtet ist, seine iırche,
ihre‘ Rechte und Freiheiten verteidigen,. Iür die Er-
haltung on Religion un Sıtte ım einzutreten,
ann mMu er diese Pflicht vor allem anı erfüllen, wann
die großen Schlachten 1m politischen e  en geschlagen
werden: und dıe großen Entscheidungen fallen. Das Se-
schieht aber nicht erst ın- den gesetzgebenden KöÖörper-
schaften (wıe Nationalrat, Bundesrat oder Landtag), das
geschieht.. bereits am ‚ Wahltag. Die Entscheidung,
christlicher oder religionsloser aa oh freundlıches oder
teindliches Verhältnis zwischen A un Kirche, ob
rehg1ıöse oder gottlose Schule, ob untrennbare oder lösbare
Ehe, : ob Schutz „oder gesetzlıch freigegebener Mord des
Kindes im Mutterschoß, die Entscheidung ber dıese und
eine Reihe ähnlicher Fragen nıcht erst, wenn ımM
Nationalrat die entsprechenden Gesetze beschlossen wer-
den, : die Entscheidung fällt bereits. am Wahltag. Denn
W1e er Ausgang der Wahlen, so die }Zusammensetlel‘ng3 „{Th_eolv.-1-)rakt. _AQl.vlartal‘sc>'‚hrift“. } 1928.
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des Nätionalrates. Sliegen religionsfeindliche Parteien,
sınd uch religionsfeindliche (Gesetze erwarten:;: sıegen
dagegen die der ırche freundlıch gesinnten Parteıen,
dann sind auch Religion un chrıstlıche schützende
(Gresetze erhoffen Schlafhaubenkathohliken Sind a1lVvV
> und TOSTLEN sıch angesichts der immer näher rük-
zenden Kulturkampfgefahr muıt den bestehenden Gesetzen,
welche das Verhältnis des Staates ZUT ırche, Schule,
Ehe U, regeln un die doch vielfachen Schutz OC-
währen, WENN S1Ee uch 1ın Sar mancher Hınsıiıcht durchaus
nıcht den Vorschriften. der ırche entsprechen. ber
diese Katholiken VeETSgESSCHN Ganz un SAaT, daß alle diese
Gresetze weıter nıchts sind aqals eın Fetzen Papıer,
nıcht hınter ıhnen jemand steht, der S1e chutzt un hält
Dlegen die Feinde der eligıon un ziehen s1e 1ın ent-
sprechender Zahl 1 den Nationalrat eiIn, können S1e
schon 1n den nächsten Sıtzungen alle Staatsgesetze, die
ZU Schutz der elıgıon erlassen wurden, aufhehen un
urc die argsten Kulturkampfgesetze ersetzen. In emo0-
kratıschen Staaten ist dıe eINZIge Stütze, das Rückgrat
er jener Gesetze, welche die christliıchen FKıinrıchtungen
schützen, 1Ur eine starke politische Partei, welche den
Schutz des christlichen Glaubens un der chrıistlichen

In ihr Programm aufgenommen hat, der eiNZIge Hort
sınd jene christlichen Abgeordneten, welche qls LreuUeEe
Söhne iıhrer ırche den christlichen Einrichtungen des
Staates N1ıC ütteln lassen. Diese Abgeordneten muüssen
ber a  age gewählt werden. Wählen U pIlicht-
VETSESSCHE Katholiken Religionsfeinde Abgeordneten
oder ben viele Katholiken i1hr Wahlrecht Sar N1C aus,
annn erhalten dıe christlichen Parteien NUur wen1ge AD-
geordnete un diese sind ann infolge ıhrer kleinen Zahl
nicht mehr ıimstande, religıonsieindliche (Gesetze 1im aLl10-
nalrate aqufzuhalten Kommen 1U Gesetze, welche das
OITIeNLIıCHeEe Leben, die Schule, die Ehe, dıe Famıiılie
entchrıstlichen, sSind daran NnıC die katholischen Ab-
geordneten un uch nıiıcht die Katholıken, welche ONl
iıhrem Wahlrecht den riıchtigen ebrauc gemacht en,
schuld, sondern eINZIg un alleın jene Katholıken, welche
am Wahltage iıhrer unter en heutigen Verhältnissen
zweıftfellos bestehenden Wahlpflicht nıcht enugten oder
Oar relıgı1onsieindlichen Parteı:en ihre Stimme gaben Diese
nd diese alleın trıLft dıe chuld, un die Verantwortung
mag, W1€e jedermann sıeht, keıine kleine SeIN.

Natürlich ist dıe Schuld verschieden, Je nachdem
jemand religionsfeindlich Wa oder hbloß VO  — der Wahl
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f ernbleibf. Wer einer religionsfeindlichen Partel che Stimmé
gıbt, verfehlt sıch ach dem Urteile angesehener Moralisten
—_ dıe ausgleichende Gerechtigkeit (1ustıtıa commuta-
tiva), weıl der 6E e1in strıktes ecC darauft hat, daß ıhm
durch die Wahl Männer gegeben werden, dıie Z Förderung
des Gemeinwohles wirklıiıch geeigne Sind ; konsequenter-
welse iıst der W ähler religionsfeindlıcher Abgeordneter auch
mıthaftbar für den Schaden, den diese anrıchten. Wer aber
hbloß VO der Wahl wegbleıbt, sündıgt nıcht In allen Fällen,
begeht: ber unter den Verhältnıissen, WI1Ie S1e eu 1n
Österreich, Deutschland un vielen anderen Staaten be-
stehen, siıcher eıne Sunde die legale Gerechtigkeit un
das Gemeinwohl, für das SOTSCN un das Seinige be1izu-
Lragen jeder äahler urc das ıhm gewährte Wahlrecht
gehalten ist.

Aus dem Gesagten rhellt ohneweiters, daß die Aus-
übung des Wahlrechtes eine Gewissenspilicht un unter
mständen eıne schwere Gewissenspilicht ist, hbesonders
dann, WEn die Wahl ber Wohl und Wehe der ırche
un iıhrer Eıinriıchtungen, ber eın oder Nichtseıin des
chrıstlichen Charakters der Schule, der he, der Kınder-
erziehung un des Familienlebens, ber friedlichen OTt=
bestand oder Umsturz der staatlıchen Ordnungentscheıdet

Mıt dem Gang ZUL Urne alleın ist aber och nıcht
getan; es MMUu uch das Wahlrecht so ausgeübt werden,
W1e das christliche Sittengesetz verlangt. DIie 1es-
bezüglichen Forderungen lassen sich uUrz In die folg_enden
atze zusammentassen:

Katholiken können und für sıch 1U einer atho-
iıschen Partel ıhre Stimme geben, einer Parteli,
welche dıe Forderungen des katholischen aubens un
des christlichen Sıttengesetzes anerkennt un ihre rfül-
lung ach Kräften betreibt

ıbt keine solche polıtıische Vereinigung der
Katholiken oder besteht keine UuSSIC auch Ur einen
Kandıdaten ihrer 1sSLe bel der Wahl durchzubringen,
zönnen sS1e für die 1STe eıner rel1g1ös neutralen oder indıf-
terenten Partel stiımmen, ja sS1e mussen so  1E WE
dıe Stimmen der katholischen ähler notwendig sınd,

eıne dırekt religionsfeindlıche Parte1l aqauszuschalten
oder wenıgstens VO  - der politıschen Herrschafit un Fuüh-
rung Z entfifernen. IDDenn hesser ISt jedenfTalls,
relig1ös ndıfferente Parteien un Männer ABr Regierung
kommen, als erklarte Feinde der elig_ion die Zügdder Regie;‘ung ergreifen.

4.4*



6921602  B  23 ‚'Gibti es endlich nur réli9i0hsfééfiüliclie—}P‘ä1;t‘ei.e'n und  können die Katholiken keine eigene Kandidatenliste auf-  stellen, so müssen sie sich der Wahl enthalten, weil es an  sich nicht erlaubt ist, Religionsfeinden die Stimme zu  geben. Ist aber unter diesen Parteien die eine gemäßigt,  die‘ andere dagegen radikal religionsfeindlich, so können  die Katholiken ersterer ihre Stimme geben, weil es immer  erlaubt ist mitzuwirken, um größeres Übel von Kirche  und Staat fernzuhalten. Um aber in einem solchen Falle  einer Verwirrung der Geister und einem etwaigen Ärgernis  vorzubeugen, ist es ein Gebot der Klugheit und Liebe  zugleich, öffentlich zu.erklären, daß die Abstimmung der  Katholiken zugunsten der gemäßigt kirchenfeindlichen  Partei nicht eine Billigung ihres Programms oder einen  Anschluß an sie bedeute, sondern lediglich. den Zweck  verfolge, noch ärgere Feinde der Religion fernzuhalten  und dadurch Kirche und S  zu bewahren. -  S  5  Fgaf vor noch größ‘eren . SChäd‘ex1  4. Finden irgendwo zw  ei Wahlgänge-statt, éine Häüpt-  wahl und eine spätere Stichwahl, so kann es ein Gebot  der Klugheit sein, wenn die Katholiken für den Haupt-  wahlgang eigene Kandidaten oder Kandidatenlisten auf-  stellen, auch wenn es bloße Zählkandidaturen sind und  bleiben, und erst bei der Stichwahl für eine religiös neutrale  oder gemäßigt religionsfeindliche Partei stimmen, um  direkte Kirchenfeinde, bezw. um die. radikaleren. Gegner  der Religion zu Falle zu bringen. Denn es kann mitunter  von großem Vorteil oder eine direkte Notwendigkeit sein,  öffentlich zu dokumentieren, welche. Wünsche und Forde-  rungen die Katholiken im politischen Leben erheben.  Welcher Weg von Fall zu Fall einzuschlagen ist, 1äßt  sich nicht mit allgemeinen Grundsätzen entscheiden;  genaue Kenntnis der Lage, politische Klugheit-und Er-  fahrung müssen das richtige Verhalten diktieren. Denn  es kann sehr leicht der Fall eintreten, daß die Katholiken  gleich im Hauptwahlgang eingreifen und für eine religiös  neutrale oder gemäßigt religionsfeindliche Partei eintreten  Müssen, wenn sie ihr Ziel, die Fernhaltung von Religions-  feinden‘ überhaupt oder wenigstens der ärgsten Kirchen-  feinde erreichen wollen; was nützt denn das Eingreifen  in der Stichwahl, wenn bereits der Hauptwahlgang den  Religionsfeinden den Sieg gebracht hat, den sie- nicht  gewonnen hätten, falls die Katholiken nicht Wahlenthal-  tung geübt oder eigene Kandidaten aufgestellt hätten?  5. Moderne Wahlrechte . gestatten, daß zwei oder  rpghrere Parteiem bei der Wahl 4;u‚san&\nyn}e}ngehen\ 11-nd S0-«<Gibt es SBAlCH NUur E3  reli9i0nsfefndliche P.ar>tei—en und
können dıe Kathohliken keıne eigene Kandidatenliste QUT-
stellen,. so mussen S1Ee sıch der Wahl enthalten,; weıl C Al
sıch nıcht erlauhbt ist, Religionsfeinden die Stimme
geben. Ist aber unter dıesen Parteien die eine gemäßigt,die‘ andere. dagegen radikal religionsfeindlich, S können
cıe Katholiken ersterer iıhre Stimme geben, weıl: es ımmerrlaubt ist mıtzuwirken,. u größeres UÜbel Von ırche
un : iernzuhalten. Um aber 1n einem solcheneiner Verwirrung der Geister un einem-etwaigen ÄArgernisvorzuhbeugen, ist eın Gebot der Klugheit und Liebe
zugleıich, öffentlich zu erklären, daß -die Abstimmung der
Katholiken zugunsten der gemäßigt kirchenfeindlichenParteı nıcht eıne biıllıgung iıhres Programms oder eınen
Anschluß A S1e bedeute, sondern lediglich. den WEeC
verfolge, och -‚argere Feınde der Religion fernzuhalten
und dadurch Kirche und
ZU bewahren. taat VOL och größeren INı -  D Yıa SChädex1

Fiınden irgendwo el W_ahlgänge "Statt, eine Häupt—ahl und eine spätere Stichwahl, kann eiIn
der Klugheit Se1N, wenn dıe Katholiken für den aupt-wahlgang eiıgene Kandidaten oder Kandıdatenlisten auf-
stellen,. uch wenn Zählkandidaturen sınd und
bleiben, un erst bei der Stichwahl für eine relig1ös neutraleoder gemäßigt religı1onsfeindliche Parteı stımmen, IN
dırekte Kiırchenfeinde, EeZW. um die radikaleren: Gegonerder Religion zu Falle bringen. Denn es kann mıtunter
von großem Vorteil oder eiıne direkte Notwendigkeit sein,öffentlich dokumentieren, welche. Wünsche und Oorde-
rungen . die Katholiken 1m politischen _Leben erheben.elcher Wesg VO  — all Z all einzuschlagen Ist, 1äßt
sıch niıcht mıiıt allgemeinen. Grundsätzen entscheiden:
genaue Kenntnis der Lage, politische Klugheit -und Er-
Tahrung mussen das richtige Verhalten dıktieren. Denn
es.kann sehr leicht der Fall eintreten, daß die Katholikengleich 1m Hauptwahlgang eingreifen un für eine rel1g1ösneutrale oder. gemäßigt religionsfeindliche Partei eintreten
mUussen, WEeNN S1e ihr Ziel, dıe Fernhaltung von Kelig10Ns-einden überhaupt oder wenıgstens der ärgsten Kirchen-feinde erreichen. wollen: as NUuLZ enn das Eingreifen1N. der Stichwahl, bereıits der Hauptwahlgang den
KReligionsfeinden en Sieg. gebracht hat, den s1e- nıcht

hätten, dıe Katholiken N1ıC Wahlenthal-Lung geübt oder eigene Kandıdaten auigestellt hätten?
5.. Moderne ‚ Wahlrechte _ gestatten, daß ZWEeI oder

rgehrere Partelıen bei der Wahl y;u‚sanr1mengeheq und S



Z  E3  n  7 B  Caa

69

genannte „‚Einheitslisten“ aufstellen, eINe EINZISE
Kandidatenliste vorlegen, cie: Wahlbewerber verschiedener.
Parteien enthält SHIE e1INE christliche Partei be1ıden
Wahlen mıt religionsfeindlichen Parteı ZzU Sa MMeEIN-
sehen un dıie katholischen Wähler TUr dıie SEMEINSAMLE -
Kandidatenliste stiımmen können, muß Ee1INEeE wirkliche
Notwendigkeit vorhegen un GCIH® hinreichende--Bürgschaft
dafür geboten SCIMN, daß dıe religionsfeindliche Koahtions-
parteı für die Dauer der Koalıtıon ihr antıkirchliches
Kulturprogramm zurückstelle

IN Religion un EinigkeitderKatholiken politischen
Leben.;:

Kine Jetzte Pfhlicht der Katholiken OÖffentlichen -
en IMNu ochbehandelt werden, nämlich die Pflicht
der Kinigkeıt. WirdS16 1er uch etzter Stelle be-
sprochen, gehört SI6 doch ihrem:ange, iıhrer Bedeutung
und ihrer überragenden Folgenschwere ach die Spiıtze
er Pflichten der Katholiken politischen eben;
der.KEinıgkeit der Katholiken 1eg das Geheimnis ıhres.
rfo DSES Um mehr IN diese Pflicht betont werden,
qals gerade dıe Unemigkeıt,.. dıe KEigenbrötelel; dieSCr
splitterungssucht, tast möcht  2 iıch % den nationalen
Lastern der Deutsechen gehört; drıngender: MUuU
der. Ruf nach. Einigkeit der Katholikenerhoben werden,
qals gerade.eute wieder Mınler- un Sprengversuche
der politıischen - Einheitstront der Katholiken gemacht
werden. eute, da WIL Zeıten entsetzlichen- religiösen
Tiefstandes un noch ı fortschreitenden Niederganges
eben, eute, da ı deutschen und nıchtdeutschen T.ändern
das CNrIıSiLICHE KErbe der Völker schwer. bedroht ist,
heute,da verschiedenenLändern Christenblut geflossen
ist un och fließt, heute halten Katholıken,
Geistliche undLaien, . der Zeıt, die Reihen der
polıtisch geeinten Kathohliken Sprengstoife werfen,
S1@ verschiedene Partej:en - zersplittern oder ıihnen
e politische Betätigung : vergällen. Mag cdıiesub-
jektive Absıcht vielleicht och Sut SC1IN;objektiv: ist
das, WAas lerbetriebenwird, nıchts mehr un nıchts

qals eın Verbrechen der katholischen Kınigkeıit.
Parteien werden leicht geschwächt, gespalten - Ooder DAaNzZ
zerstört, ber SChWer., unendlich schwer ist C che
Stelle Ner zugrundegerichteten. sroßen Parte1ı eLINE
ebenso ;‚große und bedeutungsvolle. us dem Boden
stampfen; SanNz‚aussichtslos wirde:ın olchesUnternehmen,
WEeNN NO annern unternommen WITd, deren
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polıtische Tätigkeit nd Fähigkeıt darin besteht, daß
S1e dıe Unzufriedenheit breıiter Massen schüren
suchen, wirkliche oder erdichtete Vergehen 0-
iıscher Parteifunktionäre mıt schmetternden Fanfaren

diıe sroße .Offentlichkeit hınausposaunen und viele
ihrerGegner als sıttlich korrupt und innerlich Ver-
au Tanadamarken während S1C sıch selbst un iıhren
Anhang rührender Besche1i1denheıit qls dıe An-
ständiıcgen bezeichnen:;: dıe es besser verstehen un
hbesser machen wollen, Wiırklichkeit abher politisches
Wiıssen un können durchaus VermM1ıIsSsSen lassen. hne
sıch dessen bewußt SC1INL, ıuldıgen S16 tatsächliıch der
durchaus lıberalen nd sozialdemokratischen Auifassung
VON der absoluten un hemmungslosen Freiheıit aller
Staatsbürger politıischen en und Streben nd OC-
bärden sich, qals ob ler keine siıttlichen Rücksichten
der erechtigkeıt,1e und Kinigkeit gäße. Wırd endlich
der Sprengversuch unmıttelbar VOTL en ahlen oder
Wahlkampit selhst unternommen. tehlen IN1IL infach
che orte, un solche Aat gebührend brandmarken.
Denn selhst der beschränkteste Kopf mMu einsehen. daß

den paar Monaten odeı Wochen des Wahlkampfes
Sanz unmöglıch ist eC1Ne ecue€e Parteı VO  —_ aquch 1Ur CINISET
Bedeutung gründen Das CINZISEC eSulta des Kampfes
ann Ur SC1UN, daß der polıtischen Organisatıon der O_
hken eC11Ee Reihe VO  an Anhänsern abtrünnig gemacht wiıird
nd daß vıele nfolge der ihnen erzeugten Verbitterung
überhaupt nıcht TALT Wahl gehen DIie unausbleibliche
olge solchen Vorgehens 1st. daß dıe Interessen der
Katholiken geschädıgt un gewaltig geschädigt werden.
während 1980528  — der ader ‚ Gegner j1ent, ındem INa
ihren Eintfhuß stärkt un ihnen. Reihe VOI Man-
aten verhı die S11 nıcht erhalten hätten, WEeNN dıe
Katholiken or  en WAaTenNn Die etzten ahlen

Österreich und Deutschland haben wıeder he-
W16SEeEN Was wIird enn och geschehen, WAaSs 1Ur Heım-
suchungen werden och ber dıe Katholiken herein-
brechen INUSSCH, bıs AaUus en der (zelst der Uneinigkeit
ausgetrieben und 1Ur ausgetrieben ISt; Hıs alle C111-
sehen, daß S1C auch 1111 polıtischen Leben vorgehen
INUSSCIL, WENN S16 sıch un dıe Forderungen IlIhrer Religion
durchsetzen wollen! ernun un Erfahrung ZEISEN, daß

der Kinıgkeit e1INeEe ungeheure Macht 1€ CIN1SES Vor-
gehen ist dıe Bürgschaft des Kriolges HMn DiegES. Sind
die Katholiken polıtısch geeint, wıird. keine Kegierung
quf dıe Dauer ber iıhre Ööpfe ıınweg reEHgIETCN können,
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aüch VWBHI1 die Katholiken eine Minderheit bilden ; früher
oder später drıngen S1e urc

errsc] politische FEınhelit unter den Katholiken,
dann tut jeder DEIN mıt, omMm eben, 1fer, Be-
geisterung un eıne Opferwilligkeıt, die oft a4a1NlS$S Heroische
orenzt, 1n die eigenen Reıihen; dıe Werbearbeıt, der amp
mıiıt den Gegnern wird mıt freudigem Eıter un Iroher
Siegeszuversicht geführt, urz cgeht es prächtig V OIl-

tatten
Sınd dagegen dıe Katholiken untereinander une1ns

und eie  en s1e einander, steilen sıch alsbald dıe
traurıgsten Folgen e1IN, über dıe INa  —> sich allerdings nNn1ıcC
verwundern kann. Der amp im eigenen ager geht  Za auft
Nerven un EMULT, zermürbt, verbittert, legt viele ind
oft dıe besten Arbeitskräfte lahm, da S1e sICh VOon diesem
ekligen Ireıiıben angewıdert un abgestoßen fühlen; lfer,
egeisterung, tätıges en ersterben ın den eigenen
Reıhen, ist eın rechtes Anımo mehr da, 1LUTI: verdrossen
und verärgert arbeıten dıe Parteifunktionäre och weıter,
während dıe sroße Masse der Parteigenossen untätreg
sıieht oder voll Verbitterung eine geradezu feindselıge
Haltung einnımmt. Am traurıgsten offenbart sıch dıe ZeTt-
rissenheıt Wahltage; vıele bleiben infolge der 1n S1€
hineingeredeten Verbıtterung überhaupt Zu Hause, dıe
Kigenbrötler, dıe eıne eigene Parteıl sründen wollten, gehen
allerdings ZUL ahlurne, ber S1e bringen es nıcht einmal
ZUTTF ahlza daß alle IUr S1e abgegebenen Stimmen
verloren 'Sind, andere endlich geben ihre Stimme direkt
eıner religionsfeindlıichen Parteı:;: den Schaden nıat auf
jeden all dıe aCc der Katholikgn, en Nutzen haben
alleiın dıe Gegner.

Sieht Man denn immer NOC nıcht e1ln, daß den K_éitho—
liıken nirgends dıe Einigkeıit notwendig ıSE als WENN

sıch u dıe Verteidigung der Relıgion un ıhrer Kın-
richtungen handelt? aCcC man enn N1iC immer und
immer wleder dıe Erfahrung, daß dıe Feinde der irche,
uch wenn. sie untereinander och une1Ins un In och

viıele Parteıen gespalten sınd, siıch ımmer wıeder dıe
Hände reichen, Pılatus un Herodes immer wıeder Freunde
werden, WE die Religion geht”? In wirtschaft-
lıchen un sozlalen }Hragen sSınd 1ıberalismus und Soziahıs-
IL1LUS dıe schroffsten Gegner. ber alle Parteien.und Parteıl-
chen, in dıe der 1iberalısmus zerfallen 1ST, S1e mMan 1N
schönster Verbrüderung mıt den sozlaliıstischen und kom-
munistischen Parteı:en er Schattierungen, C gegen
die Beli_gion und ıhre Forderuflngen geht S'019h@ Tatsachen



Aussen: i(-i‘e'ri n Kafbeliken ‘ doeh 6 UBerz en
mern, daß s1e gegen eıne geschlossene Phalanx der Kirchen-teınde NUr dann etwas ausrıchten, wenn sS1e auch selber
eine ebenso einheithiche Abwehrfrontbilden Darum, K atlhıo-
Iiken, seid eINLG, eINLG, eINLO auch im politischen Leben!

DIie politischen Eıinheitsbrecher suchen gewöhnlichmıt dreı TrTrien von Gründen ihr Vorgehen zu rechtfertigen:Die einen machen geltend, daß cdıe bestehende Partei der
Katholiken NC erfüllt habe, WAas man von ıhr forderte
der erwartete oder Was S1e In ihrem Pregramm versprach:Iso weg mıt ıhr! Anderen ist.oder ‚war sie zu wen1g oderzu. viel katholisch: Iso WEeS mıt ıhr oder von ıhr! Wıeder
andere weılısen quft Fehler VOoNn katholischen Abgeordnetenhıin und meinen, dıe ganze Partei sei korrupt, darum wegmıt iıhr und eine en Partei trete Ql ihre Stelle! Be-
Techtigen diese Gründe wiıirklich zurZerstörung derbestehen-
den Partei un ZUTLC Gründung einer neuen? Prüfen wiır!

Man sagt: Die Partei hat :nicht Sehalten, was_ sie
versprach: Also tort VO  am} ıhr! Bevor dieser Schritt getanwırd,” verlangt die einfachste Gerechtigkeit, Unier-
suchen, ob es eINZIS und alleın die Schuld, also der schlechte
Wille der Parteı war, warum _ sıe ihr Versprechen .nichteinlöste; oder ob andere Hindernisse, für- welche die ParteiN1C. verantwortlich gemacht werden kann, dıe Kınlösunges Versprechens. unmöglıch machten Etwas anderes istsodann das Programm der Parteı, etwas anderes die Ver-
wirklichung desselben Das Programm entwirft in. großenZügen eIn Bıld des staatlıchen Lebens, wie es die Parteligestaltet WwIsSsen. wıll 1evıiel SsS1e von- diesem .Bild NUu
verwirklichen,. wleviel S1e Von ihren programmatischenForderungen durchführen kann, ‚hängt _ ganz von:; derStärke ab, 1n welcher dıe Parteı In dıe gesetzgebendenKörperschaften einzıeht. _ Bilden ıhre. Abgeordneten IMReichsrat, Nationalrat.oder Landtag NUur eine‘ Mınorität,ohne dıe dıe ‚anderen Parteien eiıne Kegierung . bildenkönnen, so bleibt das ganze Programm dieser Minorität
einstweilen eiIn gedruckter. Wunschzettel. Sind. aber dıe
anderen Parteien zum Zwecke der Regierungsbildung aufdie Mitwirkung der katholischen Minorität angewlesen,dann 1äßt siıch von ihrem Programm eLwas verwirklichen,zum mindesten lassen sıch religionsfeindliche Maßnahmen
verhindern, weiıl die Unterlassung derselben für katholischeAbgeordnete die unerläßliche Bedingung für _ den Eintritt1n dıe Regilerung ist und seın muß; .ob noch mehr, hängtSanz Von den. Umständen ab, Das- Urteil darüber, WAas

sich 1m einzelnen €  a grf'?ichei}f läßt‚i muß dem3.j dO<:h



der Partefle1tungubeflfissen 11ble_ib'e-n, _w5:ii 11'1i9n_1ähd—"andére’r
SO WIıe Ssıe über die Sachlage unterrichtet ist.

eordneten dieBilden dagegen dıe katholischen
stärkste Partei, . so 1st ‚ wieder Zu unterscheiden, ob S1Ie
allein, ‚„ohne die  Mithilfe ‚ e1iner anderen Partei, regleren
können oder nicht Wenn niıcht, dann gibt wıeder nur
eine teilweise Verwirklichung des Programmes, weil keine
andere Partei in dıe Regierung eintreten wird, wenn ihr
nicht gewisse Zugeständnisse gemacht werden. Komprom-
mısSse SIN unter solchen Verhältnissen unumgänglich un
unausbleiblich,. mag man noch SO sehr darüber höhnen
und spotten; dıe Realpolitik: kennt eben keinen anderen
gangbaren - Und wer einen anderen und besseren
kennt, der sag innn des Dankes der ganzen ‚ ka’tholi59hen)\Welt kann eE siıcher se1ln.

SıindNa  E  der ilääfte_i'ieltüvilg'zubéi°liaisr's-efi;;'bléiben,« weil _'niem!ä'_rh_xdy_i'ar'yl'dére'lf:  so_wie sie über die Sachlage unterrichtet ist.  geordneten '1diéi  Bilden dagegen die katholischen Ab  stärkste Partei, so ist wieder zu unterscheiden, ob sie  allein, .ohne die Mithilfe einer anderen Partei, regieren  können oder nicht. Wenn nicht, dann gibt es wieder nur  eine teilweise Verwirklichung des Programmes, weil keine  andere Partei in die Regierung eintreten wird, wenn ihr  nicht gewisse Zugeständnisse gemacht werden. Komprom-  misse sind unter solchen Verhältnissen unumgänglich und  unausbleiblich, mag man noch so sehr darüber höhnen  und spotten; die Realpolitik kennt eben keinen anderen  gangbaren -  Weg. Und wer einen anderen und besseren  kennt, der -sag  e’ihn; des Dankes der jg;aälzen _l;ätholisy;c]hep\  Welt kann er sicher sein.  -  r  Sind dagegen  die ka  Z  Va A D  starker Zahl, daß sie allein die Regierung bilden können,  ohne der Mithilfe anderer zu bedürfen; so können sie sicher  alle jene Programmpunkte erfüllen, _ zu deren Verwirk-  lichung einfache Stimmenmehrheit genügt, vorausgesetzt,  daß dazu nicht auch noch andere Staaten mitwirken  müssen. Unter Umständen kann auch da eine gewisse  Zurückhaltung geboten sein, um den Ausbruch revolu-  tionärer Umtriebe hintanzuhalten. Alles das aber, was  ohne eine qualifizierfe Mehrheit (z. B. die Stimmen von  zwei. Drittel_oder drei Viertel aller Abgeordneten) nicht  beschlossen werden kann, können sie aus eigener Kraft  nicht durchsetzen; wenn hier etwas 'erreicht werden soll,  muß- wieder die -Mithilfe der gegnerischen Parteien, ge-  wonnen, müssen wieder Zugeständnisse . gemacht, „Kom-  prommisse“ ges  chlossen werden. Zu den Forderungen nun,  deren_ Erfüllung an eine qua  lifizierte Mehrheit gebunden  ist, gehören in den meisten Staaten gerade die kulturellen,  z. B. über das. Verhältnis von Staat und. Kirche, von  n  Staat und Schule, vo  _  #  _ Staat und Ehe, über die Frei-  heiten der Staatsbürger u. S. W.  3  %E  z  S  S  a  th  0  ; Soll also der Vorwurf, k?  e e e  Parteien hätten ihr Versprechen nicht gehalten, nicht unge-  recht sein, dann muß zuerst an der Hand der eben kurz skiz-  zierten Arbeitsmöglichkeiten einer Partei festgestellt werden,  “  was die katholischen Abgeordneten hätten erreichen können  und was sie aus eigener Schuld nicht zustande gebracht  NVOT-  haben. Wird die‘  Untersuchung wirklich gerecht und u  z  eingenommen ge  führt, so. wird 'sich in vielen Fällen die  ganze Haltlosigkei  Z  t des Vorwurfes herausstellen. Wird  aber die Schul  S  ‚  a  .  Edagegen die ka(kolsehan Äbgeofd‘ri_e“‚terrl / In so
starker Zahl, daß S1e allein dıe Regijerung bılden können,
ohne der Mithilfe’anderer bedürfen;, so können sıe sıcher
aHle jene Programmpunkte erfüllen, zu deren Verwirk-
ıchung einfache Stimmenmehrheit. genügt, vorausgesetzt,
daß dazu. nıcht auch- och andere  Staaten ‚mitwirken
NUusSSeN. Unter Umständen kann auch da eine gew1sse
Zurückhaltung geboten: sein, den Ausbruch revolu-
tionärer. Umtriebe hintanzuhalten. Alles das aber, Wwas
ohne eine qualifizterte Mehrheit (z che Stimmen von
ZzwWel: Drittel- oder - dreı Viertel aller Abgeordneten) N1IC
beschlossen werden kann, können sıe aus eigenerKraft
MIC durchsetzen; wenn hier etwas erreicht werden soll,
muß.. wieder die -Mithilfe: der gegnerischen _ Parteıen, SE
wonnen, müssen wieder Zugeständnısse gemacht, A KOom:
prommisse“ 9EScChlossen werden. Zu den Forderungen nun,
deren. Erfüllung an eine qualifizierte Mehrheit gebunden
ist, gehören In den meısten Staaten gerade die kulturellen,
F B. über das. Verhältnis _ von Staat und Kirche, von
aaun Schule, VO _Staat und Ehe, über: die Frel-
heiten der Staatsbürger

Soll also der rwurf, k} 5li.s:éfie‘- Ab gé‚öfdfiété oder
PAarteren hätten ihr Versprechen nicht gehalten, nıcht unge-
reCsein, dann muß zuerst an der Hand der eben kurz skIiz-
zıierten ArTbeitsmöglichkeiten einer Parteifestgestelltwerden,
Was die katholischen Abgeordneten hätten erreichen können
und was S1e QuUuSs eigener Schuld nicht zustande gebracht

vVOoTr-haben. Wiırd die Untersuchung wirklich gerecht und
eingenommen geu  T wird 'sich ın vielen Fällen die
SanZze Haltlosigkeıi des Vorwurfes herausstellen. Wırd
äbér der Ab eordneten nachgewliesen,Z



698
daraus noch lange nıcht dıe Berechtigung Neugründung
Ner Partet; der ELNZLG berechtigte Schluß AUS der Pflicht-
vergessenNneıt katholiıscheı Abgeordneter ıst EL der. Iso
fort mıiıt dtiesen Abgeordneten eventuell fort mıt dieser Partei-
leitung nd andere pflichttreue Maäünner U ıhre Stelle! Nur

e1NeE Partel, dıe programmatısch die Interessen deı
Katholiken vertreten verspricht beharrlich ehben diese
Interessen preisgibt auch WEeNnN S16 dA1eselben hätte wahren
können, i1st TUr dıe Katholiken die Zeıt sgekommen e1INe
andere Partel sründen oder Ner anderen siıch aNZUu-
schhießen

Ebenso Ladenschein1ıg WI1IeEe dieser erste Vorwand unter
dem 12a SESECN dıie C19ENE Partel kämpit IST. der zweıte
Vorwurf den 1a geltend macht ] )ıe Parte1 un iıhre
Abgeordneten sınd oder ZU 1e] katholisch S1e
setzen dıe konfessionelle Schule N1ıC uUurc S16 machen
der herrschenden Unsittlichkeit il K1no, J1 heater, Presse

keın Ende, S1C schützen dıe veligiıon un ihre KEın-
rıchtungen 9 S16 bemühen sıch die
materiıelle Besserstellung des lerus:;: die Abgeordneten
erfullen iıhre relıg1ösen Pfihchten N1IC qauch Nıch  atLNOo-
en nımmt INa  a die Parteı quft un überträgt iıhnen
ohe Parteıi- oder Keglerungsstellen. Andere argern sıch,
da ß hel en katholischen Veranstaltungen 1111r wlieder
dıe Polıtiker el SP11} un en halten INUSSECH ;
gäbe schon bald 111 Wıen nd anderswo keine kırchliche
Feıer osrößeren Stiles mehr, bei welcher N1C der Bundes-
kanzler ätıg SC1; werde es Katholische verpolitisiert.

Kın kunterhuntes Durcheinander on Anklagen, das
noch leicht vermehrt werden könnte; manche Klerus-
zeıtschrıften j1efern leider (sottes überreiches Materı1al,
lassen aber vielTacC che notLige Sachkenntnis, mıtunter
auch en ınn für Gerechtigkeit en chrıistlichen Parteien
gegenübher SLAaTrT 155@ 1

Man sıch doch ndliıch einmal G1N, daß
pohtische Partei uch SI sıch chrıstlich oder 0..
ISC nennt, NAIC iıdentisch ıst mıt der katholischen Kirche,
Qauch N1C mıt der katholischen ırche Landes, daß
S16 uch eın kırc  iıcher Orden,; keine Kongregation, keıne
kırchliche Bruderschaft, überhaupt keine kırchliche, SON-
ern e1INe weltliche Gründung ıst, qauf welche dıe ırch-
16 Obrigkeit keinen anderen Einfluß ausuhbht aqals darübeı

wachen, daß iıhr nıchts dıe katholische Jau-
ens- nd Sıttenlehre betrieben werde. kKıne CATrıstlıche
oOder katholische Parteı ist doch nıchts anderes qls die
Vereinigung der Katholıken Landes oder Staates



699S  auf ein beéfimmtes politischesé Progrämmj ist darin au's—  gesprochen, daß man in religiösen und gemischten An-  gelegenheiten auf die Stimme der Kirche hören will, so  ist das Parteiprogramm vom religiös-sittlichen Standpunkt  aus einwandfrei. Weil nun jeder, der sich zu diesem  Parteiprogramm Bekennt, Mitglied der‘ Partei werden  kann, ist leicht einzusehen, wie auch Nichtkatholiken,  auch Nichtgetaufte Mitglieder einer christlichen Partei  werden können; dazu bedarf es nur der Annahme. des  christlichen Parteiprogrammes,  nicht aber des Tauf-  charakters oder des katholischen Glaubensbekenntnisses,  wenn nicht die Partei statutenmäßig die Parteimitglied-  schaft auf Katholiken oder Christen beschränken will.  Das ist aber an sich nicht nötig, weil nicht einzusehen ist,  warum eine christliche oder katholische Partei. Nicht-  christen oder Nichtkatholiken ablehnen und abhalten soll,  ihr in der Verteidigung christlicher und katholischer Inter-  essen Hilfe zu leisten. Etwas anderes ist eben erforderlich,  damit ich Christ und Katholik, etwas anderes, damit ich  z. B. christlichsozialer Parteimann oder Zentrumsmann  werde; zu letzterem genügt die Annahme des Partei-  programmes, zu ersterem braucht es bedeutend mehr.  Man braucht deswegen nicht für den katholischen Cha-  rakter der Partei zu fürchten, weil fürs erste gar keine  Gefahr besteht, daß sich der politischen Vereinigung der  Katholiken etwa ganze Massen von Nichtkatholiken an-  schließen werden, und weil fürs zweite die Parteileitung  es. immer in der Hand hat, einer etwaigen Gefährdung  des katholischen Charakters der Partei vorzubeugen.  _Selbstverständlich hat sodann eine Partei, welche  die politische Vereinigung der Katholiken darstellt, die  Interessen des katholischen Glaubens zu wahren, soweit  es in ihrer Macht gelegen ist. Aber man übersehe nicht,  daß gerade die Durchführung kultureller Forderungen,  wie konfessionelle Schule, Einschränkung der Preß-, Rede-  und anderer Freiheiten, vielfach nicht einfache, sondern  qualifizierte Stimmenmehrheit der Abgeordneten verlangt.  Wozu also entweder absolute oder sogar qualifizierte  Mehrheit erforderlich ist, das verlange man nicht von  einer Partei, die im Reichsrat «oder Nationalrat nur eine  Minderheit ist oder wenigstens nicht die -Mehrheit von  Stimmen besitzt, die gesetzlich zur Durchführung der  geforderten Maßnahmen notwendig ist. Zuerst stelle man  fest, was die Partei und ihre Abgeordneten hätten er-  reichen können. Erst wenn nachgewiesen ist, daß die Ab-  g60rdneten nicht b_loß aus Unerfahrenheit, sondern ausqauf eın beéfimmtes politischesé Progräm_m ;V ist. darın QUS-
gesprochen, daß INan ın relig1ösen un gemischten AN=
gelegenheiıten qauf dıe Stimme der ırche hören wull, SO
ist das Parteiprogramm VO religiös-sıttlıchen Standpunkt
aUS einwandrfTreı. Weıl u jeder, der sıch diesem
Parteiprogramm Hekennt, ıtglıe der Partei werden
kann, ist leicht einzusehen, W1e uch Nichtkatholiken.
auch Nichtgetaufte Mitglieder einer christlichen Partel
werden können: azu bedart esSs nNur der Annahme des
christlichen Parteiprogrammes, nıcht abher des aufl-
charakters oder des katholischen Glaubensbekenntnisses,

nıcht die Parteı statutenmäßig dıe Parteimitghied-
schaft au{f Katholiken öder Christen beschränken ıll
Das ist aber sıch NLC nötig, weıl NC einzusehen IST,
aru eine christliche oder katholische Parteıl Nicht-
christen der Nichtkatholiken ablehnen un ahbhalten soll,
ihr ıIn der Verteidigung christliıcher nd katholischer Inter-

Hılfe eısten WAas anderes ist eben erforderlich,
damıt ıch Christ und Katholik, ELWAS anderes, damıt iıch

christlichsozialer Parteimann oder Zentrumsmann
werde; letzterem genugt dıe Annahme des Partel-
programmes, ZU ersterem braucht bedeutend mehr.
Man braucht deswegen nıcht für den kathohlischen Cha-
rakter der Parteı fürchten, weil fürs erste Sar keıne
(Gefahr besteht, daß sıch der polıitıschen Vereinigung der
Katholiken etwa Massen VO  — Nichtkatholiken
schließen werden, und weiıl fUrs zweıte die Parteijleitung

immer H} der Hand hat, einer etwalgen Gefährdung
des katholischen Charakters der Parte1ı vorzubeugen..

Selbstverständlic hat sodann eiıne Parteı, welche
die politische Vereinigung der Kathohken darstellt, die
Interessen des katholischen. Glaubens ZuUu wahren, soweıt

ıIn ihrer Macht gelegen ist ber INa  > übersehe HIC
daß gerade che Durchführung kultureller Foörderungen,
wıe konfessionelle Schule, Einschränkung der Preß-, ede-
und anderer Freiheıten, viıelfach nıcht einfache,; sondern
qualifizıerte Stimmenmehrheıt der Abgeordneten verlangt.
Wozu Iso entweder- absolute oder qualifizierte
Mehrheit erforderlich ıst, das verlange INa nıcht Ol

einer Partel, dıe 1mM Reichsrat oder Nationalrat NUur eıne
Minderheıt ist oder wen1gstens Nn1ıC dte Mehrheıt VoNhn
Stimmen besitzt, dıe gesetzlıch zur Durchführung der
geforderten Maßnahmen notwendig ist. Zuerst stelle iIna  en

test. as CAie Parteı und ihre Abgeordneten hätten ET -

reichen können. rst wenn nachgewılesen ISt, daß die Ab-

géordneten N1C bloß aus Unerfahrenheıt, sondern Qaus



Böswilligkeıt ıhre Pflicht nıcht erfühlt en, breche 1881  AI
den Stab über S16,L andere Vertreter- A ıhre Stelle
setzen, N1C her U1n cdıie Parteı wechseln. Doch dar-
itber wurde gerade vorhın das Nötige gesagt.

Am allerungereimtesten ist eEs ndlıch, WENN Ian das
Privatleben der christlichen Parteiıtunktionäre un Ah=
geordneten Anlaß nımmt, Ä5O der Partel
I nörgeln und krıtisıeren. Man stößt sıch daran, daß
katholische Politiker kirchlichen Veranstaltungen teil-
nehmen, dahbheı Funktionen vornehmen nd Reden halten:
dadurch wüuürde es verpolitisiert. Um Gottes wiıllen! DIie
solche Anklagen erheben, 111USSEeEN wahrhlich derSuggestionder Wiener „Arbeıter-Zeıtung“ erlegen Ja Was für
e1iINn anderes Verhalten sollen denn dıe katholischen Ahbh-
geordneten einschlagen ? Sollen S1i6 etwa kırchlichenVer-
anstaltungen. ternhbleiıben ? Was IUr Donnerwetter würde
annn ber S16 losgehen!. Aufrichtigstenun wärmsten
Dank, nıcht abher Anklagen verdienen JCHC katholischen
Abgeordneten, die TO der Kübel VO  wn Hohn un pO  9welche uüber S1e ausgegossen werden, sıch. NC scheuen,
ıhren katholischen Glauben öffentlich bekennen, ihre
Kelhgi0sität öffenthch bekunden, ihr Eıntreten für dıe
katholischen Interessen öffentlich dokumentieren.
(zeradezu toll ist © aTro OIHe Verpolitisierung alles
Religiösen fürchten Müssen enn die Katholiken 1
qauf die sozialdemokratischen Schlagwörter prompt herein-
Tfallen.? DieSozialdemokratie befolgt seit Jahren:dıe
Taktık, daßS16 es das, WAas der Parteipresse, den
Parteiverhandlungen ] hHerührt wıird der Pohtiker
terlnehmen, qls pohlıtische A ausgıbt,. auch -WCN11L

religıöse Angelegenheiten sınd der weni1igstens solche,denen. c1e eligion sechr SLAaTr beteiligt iIsSt: So sınd
ach ıhr dieEhe, dıe Schule;die Kindererziehung, die
Sıttlichkeitsiragen Politika, das Fronleichnamsfest
CiHeE .christlichsoziale Demonstration W ; Werden dannsolche Fragen VO lerus behandelt, darüber Predigtenun Vorträge gehalten, annn chreit — soflort \ Das ıst
Poliıtik aul der anzel,der Klerus tut nıchts qls polıti-
S1ieTren.‘“ WIe jedermann auf den ersten Blick erkennen

Aann, ist das Ganze e1iIHn sehr plumpes, ur urcnXh-
sichtiges anOöver: INa  na wiıll C+HB3 eintaches und leichtes
Mittel, ach Belheben jede;, auch: LO religiöse ‘ An-
gelegenheit eINer polıtıischen Viache degradıeren. un
als solche diskreditieren un dıe Geistlichen mundtot
machen können mıt dem Schreckgespenst, daß .„Poli-Ffik nıchtu die Kanzel gehöre; etzten esbeabh-
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si’ch[tié£ na  — ‚ eine Trén.n—üng und Absage: der Geistlichkeit
an die kathouschen Abgeordneten, deren Teilnahme an
kırchlichen Veranstaltungen dem Klerus verleidet werden
soll miıt em ewigen. (Gerede vVon der. „Verpolitisierung”
der Religion. Immer dasselbe Ziel, nur_ dıe Taktik, dıe
ıttel ZU Ziele sind verschieden. Den kathohschen Ab-
geordneten hält man höhnend vOor,; daß sie Klerikale sind,
die sıch von en Bischöfen 4A11l Gängelband führen lassen
mMUSSEN, der iırche un der Geistlichkeit wirft man VOrTr
55  es Politik un politische Mache:, ZUu erreichen
daß sıch dıe katholischen Politiker vom Klerus und. der.
Jerus von den Politikern und der Politik lossagen ‚soll. -

Leider scheinen SEWISSE Kleruszeitschrıften un
WISSe Kleruskreise In den Bann dieser. sozialistischen ‘
Taktık geraten Zu seln, sonst wäre es’nicht möglich, daß
Man mancherorts eıfrıg einen Trennungsstrich zwıschen
Geistlichkeit und Polıtıkern, zwischen Religion und Politik -
zieht un nıchts er verkündet als die Forderung, der:
Geistliche mMUSSe sIich Sanz von der Politik un dem pO
schen e  en zurückziehen, ohne auch ur 1mM geringsten
eine Unterscheidung zu machen, ohne auch 1Ur irgendwie
Z betonen, daß der Priester in ‚allen Fragen des öffent-
Lichen und politischen Lebens, soweit sıe das Gebiet der
Religion un Sıtte berühren, nıcht schweıigen darft, sondern
pflichtgemäß der Führer des katholischen Volkes seın muß,;
während er die rein polıtısche Werbearbeıt en Laıen
überlassen kann und unter Umständen auch überlassen.
muß. Wenn der Klerus den sozialdemokratischen Taktikern
wirklich den Gefallen tut und die V.O  an Wiener Zeitschriften
ausgegebene Losung: „Zurück von er Politik!“ blınd
1ngs, ohne die eben angedeutete, orundlegende Unter-
scheidung Z machen, befolgt, und dıe christlich-
sozilale "Partel eiıne interesselose, kühle oder gar feind-

nd Klerusselige Haltung einnımmt, annn werden ırche ıl

sehr bald dıe verderblichen Folgen an sich erfahrD chh 1darüber ausführlicher eIN ‚anderes Mal
‚ Aber unter den katholischen Ahbgeord'né_téfl gibt

auch solche, die ihre yrelig1ösen Pflichten nıcht erfüllen!.
Kann se1IN, ich _ weıß niıcht, bedauere es, wenn e€s wahr
iıst. Aher ich begreife nicht, warum deswegen wieder der
Parte!l eines angekreidet werden soll Die Parteı ıst nıcht
diıe Kırche: Osterreichs oder Deutschlands, che Parteı hat
uch nicht die Aufgabe oder das Amt der deelsorge und.
Seelenführung. 1ie Parteı hat doch NUrTr darau{i sehen.
daß ıhre. Mitgheder und ıhre Funktionäre das Parteı-

9 die '.PßarteiStatut_en un dıe \Parteidiézi«pl_in ein-
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halten, nd S1e hat jene zZUuU entfefnen, welche sich dagegenschwer verfehlen; das relig1ös-sıttliche Priıvatleben ıhrer
Mıtglieder gehört an sıch nicht ıIn iıhren Wirkungskreis,weıl M der Seelsorge nıcht dıe politische Partel, sondern
dıe Kırche betraut ist. Weıl 1U jemand ein uter Partei-
Nannn se1ın kann, auch G} se1ıne religiös-sittlichenPflichten SCHIeC rIüllt, ist ohneweıters möglich, daß
ıunter en Mitgliedern nd Abgeordneten eıner chrıstlichen
oder katholischen- Partei auch solche se1ın können, dıe 1mM
Privatleben zeine pflichtgetreuen Christen sind, SENAU SO,WI1Ie s unter den Mitgliedern der katholischen iırche leider
elıne große Zahl gıbt, deren Privatleben miıt ihrem Glauben
nıcht übereinstimmt. Und WENN die ırche solche schlechteKatholiken N1ıC ausschliıeßt, sondern In ihrer (zegmeıin-
schaft fortleben Jäßt, hat auch eine chrıistliche oder
katholische Parteı sıch keinen Grund, derartige Mit-
glieder AaUuSs der Parteı auszuschließen; INa  —_ annn doch
nıcht verlangen, daß eine politische Parteı ıIn dieser Hın-
sicht strenger se1ın So als dıe katholische Kirche selbst
Für dıe Parteı kommen Fehler und Vergehen 1MmM Privat-
leben iıhrer KFunktionäre un Abgeordneten NUur unter dem
Gesichtspunkte ın etracht, oh dadurch iıhr Wirken qals
Beauftragte der Parteı geschädigt oder untergraben wiIird.
Ist 1e6S der Fall, ann nuß allerdings dıe Parteı ner-
bıttlıch dıe Konsequenzen ziehen un solche Männer ent-
fernen; ann eine christliche Partei kxeinen Ab=-
geordneten ertragen, der sıch Unterschlagungenschulden kommen 1aßE der bestechlich Ist, der ım Ehe-
bruch der ın einer sogenannten Dispensehe lehbt Benach-
eıliıgen ber Fehler 1m Priıyvatleben der Mandatare das
Parteiinteresse N1IC hat sıch dıe Parte1 damıt uch
nıcht befassen:;: enn S1Ee ist, CS nochmals LE be-
tonen, N1ıC dıe deelsorgerin für ihre Mitgheder.Man möge miıch ber nıcht mıßverstehen und aus
dem Gesagten etwa den Schluß zıehen, die Parfeı Tnach meiner Auffassung heı Besetzung ihrer Ämter, ihrer
Mandate oder der ihr zukommenden Kegierungsstellenkeine Rücksicht qauf das Privatleben der. Bewerber zu
nehmen.

Selbstverständlich wıird und muß Sorge der Partet-
leiıtung seIN, soweıt als möglıch NUur solche Katholiken
ührende Stellen selzen, deren. Priıvaltleben einwandfreiLst, weıl solche dıe heste Gewähr bieten, daß s1ıe. das Parteıl-

iIreu einhalten un TO er ockungen reine
Hände bewahren werden, weıl 1Ur solche änner un
Fäauen eiıine Werbe- und ugkra Iür die Parteı bild'f:n‚



703a E  da sie nicht bloß in Worten, sondern auch in der Tat  beweisen, daß ihnen die Vertretung der katholischen  Interessen kein bloßes Geschäft oder Mittel zum Zwecke  der eigenen Bereicherung und Beförderung, sondern wirk-  lich Überzeugungs-  und Herzenssache ist.  Aber kommt es vor,  daß die Partei in der Wahl ihrer  Funktionäre einen Fehlgriff macht, oder daß von ihr zu  führenden Stellen beförderte Parteimitglieder sich im  Privatleben etwas zuschulden kommen lassen, dann ver-  lang  e man von der Parteileitung nicht eine größere Strenge  als sie die  Kirche gegen fehlende Katholiken anwendet.  Ein solches Verlangen würde widerwärtigem Pharisäer-  tum verzweifelt ähnlich sehen. In solchen Fällen wird und  muß die Parteileitung nach den oben dargelegten Grund-  sätzen vorgehen.  .Bei  den letzten  Nationalratswahlen in Östei‘_reich  wurde endlich damit am meisten Propaganda für eine  Parteigründung  gemacht, daß christlichsoziale Abgeord-  nete ihre Stellung mißbrau  ght und sich bereicher\t U, S W:  haben sollen.  Es soll hier nicht untersucht wer  den, wieviel daran  el waren erlogen. Aber  richtig war; mindestens drei Viert  daß dieser Grund der  soviel ist auf jeden Fall sicher,  allerunsinnigste wäre, um eine P  artei zu zerstören und  eine neue zu gründen.  Denn fürs erste si  nd deswegen; Weii sich einige Ab-  te etwas zuschulden  kommen ließen;, nicht alle  geordne  korrupt.  oder die ganze Partei schlecht. Wer einen solchen  Schluß macht, verdient keine  Widerlegung, sondern nur die  Verurteilung aller rechtlich Denkenden genau so wie jener,  der wegen der Fehle  r oder Verbrechen einzelner Lehrer,  Ärzte, Advokaten un  d Geistlicher den ganzen Stand der  Lehrer, Ärzte, Advokaten und Geistlichen als sittlich ver-  fault brandmarken wollte. Und wenn selbst alle Manda-  tare in die vorgeworfenen Skandale verwickelt gewesen  wären, so wäre man dadurch nicht zu einer Neugründung  der Partei, sondern bloß zu einer vollständigen Neu-  tigt gewesen.  besetzung der Mandate berech  Sodann wird mit einer Par  teineugründung dem Übel  nicht abgeholfen. De  nn die neue Partei bietet gar nicht  mehr Garantie dafür,  daß ihre Abgeordneten reine Hände  bewahren werden, als die alte, die aufgegeben werden soll;  esteht ja wieder aus Menschen,- die  die Neugründung b  .  gar nicht besser sin  d als jene, welche die frühere Partei  bildeten: Und wo Menschen zusammen sind, dort „men-  schelt“ _ es immer. Kommen also in der neu gegründeten  -da 61e nicht. bloß In Worten, sondern auch 1n der Aat
beweısen, daß ıhnen die Vertretung der katholischen
Interessen eın hbloßes Geschäfit oder ıttel Zr 7Zwecke
der eigenen Bereicherung und Beförderung, sondern wırk-
ıch Überzeugungs- und Herzenssache ist

ber o0omMM Eß VOTL: daß dıie Parteı 1n der Wahl iıhrer
Funktionäre einen Fehlgriff macht, oder daß VON ihr SAr

führenden Stellen beförderte Parteimitglieder sich 1
Privatleben etwas zuschulden zommen lassen, ann VeI-

Jang Man VO  — der Parteileitung MI6 eine größere Strenge
qa 1s S1Ee dıe ırche fehlende Katholıken anwendet.
kın olches Verlangen -würde widerwärtigem Pharısäer-
Lum verzweiıftfelt ähnlich sehen. In olchen Fällen wird un
mMUu die Parteileitung ach den oben dargelegten Grund-
sätzen vorgehen.

Reı den etzten Nationalratswahlen In Österreich
wurde ndlıch damıt meısten Propaganda 1Ur eine
Parteigründung gemacht, daß christlichsozıale Abgeord-
ete ihre e  un mıßbraucht nd sıch bereiche1fcen sollen

Es coll ıer nicht untersucht Welen, vievıel dai‘an
e] erlogen berrichtig War:'; mındestens rel 1er
daß cieser Grund dersovıel ist auft jeden all sıcher,

allerunsinnıgste wäre, eine artel zerstören un
eine eEue€e sgründen.

Denn Iurs erste S1nd deswegen, weil sıch ein1ıge AD=-
te eLwAas zuschulden kommen ließen,; nıcht allegeordne

korrupt. oder dıe Parteı schlecht Wer einen solchen
Schluß macht, verdıient keiıne Widerlegung, sondern 1Ur dıe
Verurteilung er rechtlich Denkenden- w1e€e jener,
der der Fehle oder Verbrechen einzelner Lehrer,
Ärzte, dvokaten Geistlicher den ganzen Stand der
Lehrer, AÄrzte, dvokaten un Geistliichen als sittlich ViCE
fault randmarken wollte. Und WEeNnN selbst alle anda-
tare ın dıe vorgeworfenen Skandale verwıckelt
waren, ware iNna  a dadurch nicht einer Neugründung
der Parteı, sondern bloß einer  vollständıgen Neu-

tıgt gewesen.besetzung der Mandate berech
Sodann wiıird miıt einer Parteineugründung dem bel

nıcht abgeholfen. De dıe eue Parteı hiletet Sal N1ıC
mehr Garantıe Ajur, daß ihre Abgeordneten reine ände
bewahren werden, als die alte, dıe aufgegeben werden soll;

esteht ja wıieder QUuUS Menschen,/ dıedie Neugründung
Sar nıcht hbesser S11} als jene, welche die ruhere Parteı
hıldeten Und Menschen 7, SINd, dort „MEN-
sche immer Kommgn a1sS0 INn der NECU gegründeten
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Partei Wiedér Skärl'(äläl€* vor, dann muß auch diese Neu-
gründung wieder zerstört und eıne dritte Partei aufgestelltwerden. Auf diese Weise käme man AT einem -sinnlosen
Spiel Oder zum Wahnsinn wiger Parte_i_z_erstöru}ig—gfl »ili-n dParteineugründungen.

Wiıe ungereimt unßeg-rü_ndet es ISE: wegen Fefilerder Abgeordneten die alte Partei Zu zerschlagen und eine
auTzustellen, kann man  wie mıiıt Händen greifen,wenn mMan dasselbe Vorgehen auf andere ‚Veremigungenund. Gesellschaften überträgt. - Zu WwWas IUr verrückten

Folgerungen käme man! Oder sollen etwa- bestehende
Gemeinden, Pfarren, Orden u. W. deswegen .‚aufgelöstund A Gemeinden,_ Pfarren,; Orden S. W. gegründetwerden,. weiıl Vergehen, Verbrechen, Skandale 1ın ıhnenvorgekommen SsSind? {)a käme man aus de
un Neugründungswahnsinn nicht mehr heraus. -in  704  ®  <  Pärtei wieder Skärl'(älälé vor,dannmußauchdlese  Néu-  gründung wieder zerstört und eine dritte Partei aufgestellt  werden. Auf diese Weise käme man zu einem sinnlosen  Spiel oder zum Wahnsinn e  w‚iggf Pal‘teizer5téäu4?@n ‚und  Parteineugründungen. _  ©  Wie ungereimt un  d unßégrün\d‚et 1es" ié’t_‚’ . Wéé'efi . Feiiler  der Abgeordneten die alte Partei zu zerschlagen und eine  neue aufzustellen, kann man wie mit Händen greifen,  wenn man dasselbe Vorgehen auf andere Vereinigungen  und Gesellschaften überträgt. Zu was für verrückten  Folgerungen käme man! Oder sollen etwa  bestehende  Gemeinden, Pfarren, Orden u. s. w. deswegen aufgelöst  und neue Gemeinden, Pfarren, Orden u. s. w. gegründet  werden, weil Vergehen, Verbrechen, Skandale in ihnen  vorgekommen sind? Da käme man aus de  m  und Neugründungswahnsinn nicht mehr heraus.  . Auflösungs-  Wie man von der Kirche nichts anderes verlangen  kann, als daß sie mit- allem Nachdruck auf Zucht und  Ordnung -sieht und eingerissene Mißstände beseitigt, so  kann man auch von einer politischen Partei nur fordern,  daß sie mit allem Ernst auf Zucht und Disziplin in ihren  Reihen sieht, daß sie von ihren Funktionären „reine  Hände“ verlangt und die Fehlenden rücksichtslos von  ihren Stellen entfernt. Tut sie das, so hat sie ihre Pflicht  erfüllt; denn mehr ist nicht in ihre Macht gegeben. _  _ Ein flüchtiger Leser könnte aus der Behandlung der  Gründe, mit welchen Schädiger der politischen Einheit  der. Katholiken ihr Treiben zu beschönigen suchen, den  Eindruck gewinnen, als ob ich der Verewigung oder Ver-  steinerung einer bestimmten politischen Partei oder Clique  das Wort rede, als ob ich jede Neugründung einer politi-  schen Partei der Katholiken im Namen der Religion als  verboten erkläre und verwerfe. Nichts wäre unrichtiger  und verfehlter als solche Folgerungen. Denn meine dies-  bezüglichen Ausführungen gelten nur den drei Gründen,  mit welchen man das einheitsschädigende Treiben recht-  fertigen will, und untersuchen, ob und wann auf solche  Gründe hin die Neugründung einer Partei berechtigt wäre.  Das Ergebnis der  Untersuchung ist fast- vollständig  negativ. Die Frage, ob aus anderen als den angeführten  Gründen eine politische Neuorganisation der Katholiken  gerechtfertigt werden könne, ist hier natürlich nicht be-  rührt und soll auch gar nicht angeschnitten werden, weil  dazu wieder eine eigene Abhandlung nötig wäre. Aber so  viel sei_gleich jetzt bemerkt, daß es selbstredend- Fälle  geben kann, die einflel politisch  -  E  $  NAuflösungs-

Wie INa  za von der Kirche: nichts anderes verlangenkann, als daß sS1e mıt em Nachdruck auf Zucht undOrdnung sıeht un eingerissene — Mißstände beseitigt, 5kann man auch von einer politischen Partei nur TIordern,daß S1Ee mıt allem rns auftf Zucht und Disziplin in ihrenKeihen sieht, daß S1e VO iıhren Funktionären „reineHände“ Vverlangt und die Fehlenden rücksichtslos voniıhren Stellen entifernt Tut S1@e das, hat s1e ihre Pflichterfüllt; enn mehr ist nicht 1n ıhre Macht gegebhen.kın Tlüchtiger Leser könnte aus der Behandlung derGründe, mıt welchen Schädiger der politischen Kinheitder. Katholiken ihr Treiben beschönigen suchen, denKindruck gewinnen, als oh ich der. Verewigung ©oder Ver-steinerung einer bestimmten pohitischen Partei oder Cliquedas Wort rede, qals ob 1C jede Neugründung einer ‚politi-schen Partei der Katholiken 1m Namen der KReligion als
verboten TrTkläre und verwerte. Nichts wäre unrichtigerund verfehlter qals solche Fol_g_erüngefl. Denn meine 1eS-
bezüglichen Ausführungen gelten Nnur den _ dreı Gründen,mıt welchen INan das einheitsschädigende Treiben recht-
lertigen will, und untersuchen, ob und wann auf solcheGründe hın die Neugründung einer Partei berechtigt wäre.Das KErgehbnis der Untersuchung ıst Tast vollständignegatıv Die rage, ob aus anderen als den angeführtenGründen eine polıtische Neuorganisation der Katholikengerechtfertigt werden könne, _ ıst hier natürlich nicht be-rührt un soll auch gar nicht angeschnitten werden, weilAZUu wieder eine eigene Abhandlung nötıg wäre. Aber So1e]1 Ssel gleich jetz bemerkt, daß selbstredend - Fällegebeu kann, die einflel politisch CHORHNAB der Zataße
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11kén'* alsC der no‘tWén‘dig en illassén.
kannn sein, daß das Programm der bestehenden Parteıi der
Katholiken den geänderten Zeitverhältnıissen nıcht mehr
entspricht, 'kann geschehen, daß che Interessen manche
Stände der‘ Katholiken  von der. bisherigen politischen
Vereinigung N1IC gebührend vertreten wurden u. S. W,

Aber bevor man selbst ın solchen Fällen zur Neugründung
schreitet, ıst denn doch miıt en Mitteln

versuchen, daß as Programm der bestehenden Parteli
den geänderten Zeitverhältnissen angepaßt werde, daß
alle Stände 1n 1-NT die gebührende Berücksichtigung er
f_ah3*g;1; . dal. KErst c705  r A A ala era a  kannn sein, daß das Programm der bestehenden Partei der  Katholiken den geänderten Zeitverhältnissen nicht mehr  entspricht, es kann geschehen, daß die Interessen manche  Stände der Katholiken. von der bisherigen politischen  Vereinigung nicht gebührend vertreten wurden u. S. W.  Aber bevor man selbst in solchen Fällen zur Neugründung  einer Partei schreitet, ist denn doch mit allen Mitteln zu  versuchen, daß das Programm der bestehenden Partei  den geänderten Zeitverhältnissen angepaßt werde, daß  alle Stände in ihr die gebührende Berücksichtigung er  fahren u. dgl. Erst  S  wenn  alles vu-rn\s‚}épnst; ist, dann ma  Fa  an  je Neugründung ein  Partı  SC  rde  Ich bin durchaus nicht für die Verewigung . ein  i]301it_  ischen Partei oder _  -  g  ‚ar einer bestimmten politische  CHque;  aber mit aller Kraft und mit voller Überzeugun;  trete ich für die Stetigkeit auch in der politischen Organi  sation der Katholiken ein. Das Ideal ist und. bleibt di  -  Vereinigung aller -  Katholiken in einer politischen Partei  Denn die politische Stoßkraft der Katholiken ist eine gan  andere, eine unvergleichlich machtvollere, wenn sie i  einer Partei geeint, als  wenn sie in mehrere Parteien zer;  spalten sind, die.zwar  lasselbe kulturelle Programm ver-  folgen, in den anderen Belangen dagegen einander vielfach  bekämpfen und dadurch naturgemäß schwächen. Wo dahe  eine einheitliche Organisation der Katholiken eines Staates  oder Landes besteht, soll sie mit Anspannung aller Kräft  erhalten und möglichst ausgebaut werden; und man sollt  glauben, daß auf‘dem Boden des Christentums bei gutem  Willen aller in Betracht kommenden Faktoren das Werk  gelingen müßte. Lassen sich aber die Interessengegensätze  innerhalb der Katholiken eines Landes oder Staates tat  sächlich nicht überwinden, nun, so wahre man wenigstens  die Einheit in kulturellen Fragen, und gehe in den sozialen,  finanziellen, wirtschaftlichen. Belangen eigene Wege, das  heißt, man gründe verschiedene politische Parteien, die  alle dasselbe kulturelle Programm haben, in den anderen  Fragen: aber des öffentlichen Lebens verschiedene Wege  einschlagen. Ein Übel ist’s, weil dadurch‘die politische  Einheit verloren geht, aber immerhin das kleinere Übel,  weil dadurch wenigstens das Abgleiten vieler Katholiken  zu religiös indifferenten oder gar religiös feindlichen Par-  teien verhütet wird. Aufgabe des Klerus ist es jedenfalls  nicht; dieses Übel heraufzubeschwören, sondern mit allen  Kräften fernzuhalten. Denn. die politische Einheit der  Katholiken ist ein so hohes ;G1_it,“„.daß es‘mit „Zähnen  und  45  ‚ „Theol.-prakt. Quartalschrift“. 1V. 1928.  Z  »  S  aenn a  €S umsonst  d Ist, dann- ma

P  .Neugründung eın Part EG

Ich bın durchaus N1ıC fr dıie V.erew1 ung 11}ipolitischen. Partei oder är einer E N CR  b€st1mmten Y YVARıS  poht1sche
Clique; aber mıt a  er Kraft und mit voller Überzeugun
Tretie ich für die Stetigkeit uch der politischen Organı
satıon der Katholiken C111 Das eg ist un bleibt d1
Vereinigung aller Katholiken in einer politischen Partei
Denn che politische Stoßkraft der Katholiken ist eine gan
andere, eine unvergleichlich machtvollere; wenn sıe 1ı
einer Partei geeint, als wenn . sıe In mehrere Parteien zer
spalten sind, dıe ZWar ‚asselbe kulturelle Programm Ver-
folgen, ın den anderen Belangen dagegen einander vıelfach
bekämpfen und dadurch naturgemäß schwächen. Wo dahe
1Nne einheitliche Organisation der Katholiken eines Staates
oder Landes hbesteht, soll Ssıe miıt Anspannunger Kräf  1  L
erhalten un möglichst ausgebaut werden; und man sollt
glauben, daß qut emen des Christentums bel gutem
Wiıllen aller In Beträcht 'kommenden Faktoren dasWerk
gelingen müßte. Lassen sıch aber die Interessengegensätze
innerhalb der Katholiken eınes Landes oder Staates tat
sächlich nicht überwinden, nNnun, so wahre man wen1igstens
die Einheit in kulturellen Fragen, und gehe ın den sözlalen,
finanziellen, wirtschaftlichen. elangen eigene ‚Wege, das
heißt, man gründe verschiedene politische Parteijen, dıe
alle dasselbe kulturelle Programm haben, in den anderen
Fragen a‚B‘er. es öffentlichen Lebens verschiedene Wege
einschlagen.‘ Eın Übel 1SU S, weıl dadurch die politische
Einheit. verloren geht, aber immerhıin as kleinere Übel,
weıl dadurch wenigstens das Abgleiten vieler Katholiken
Zu rehg1ös indıfferenten oder. gar religiös. feindlichen Par-
telen verhütet wIird. Aufgabe des Klerus ist _ es jedenfalls
nicht; dieses Übel heraufzubeschwören, sondern mıt en
Kräften fernzuhalten Denn. die politische Einheıt der
Katholiken ist\ein S o  es Gut; .daß es’ mi_t „Zähnen und

„Tlieol.—prakt. Quartalschrfft“. 1928
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Klauen“ verteidigt, jede Schmälerung oder Störung mIıt
er Knergıe abgewehrt werden muß. Darum rüuücksichts-
los iort mıt den Einheıitsstörern, hınaus mıt ihnen 4aUS der
Parteı hınaus auch mıt iIhnen AaUus den Reıhen
Katholiken, denen dıe Interessen ıhrer elıgıon un deren
Verteidigung WIT.  1C. Herzen gelegen SInd. Denn diese.
Einheitsunterminilerer sSınd nicht ıJeENE erleuchteten Männer,
als welche S16 sıch ausgeben. Blındsind S16 vielmehr, und
1Ur‚Führer VO  — Blindenkönnen S16 SC111.

Als dıe christlichen Abgeordneten Osterreichs
Oktober 19925 C116 Jubiläumswallfahrt ach Rom unter-
nahmen, Trıchtete aps Pıus XI al die VOL ıhm Velr-
sammelten Politiker die dringende Mahnung, SC111.
Er erinnerte S16 das Wort des großen Dichterfürsten
Schiller „„Se1d 99 ein1g! und betonte, daß 1es
uch das letzte (1ebet des Eirlösers SOCWESEN SE1L? 5  t sınt
NumAa VON den katholischen Mandataren gılt, das
gılt VO  a en Katholiken. Darum SC  1e€ ich mıtder

un Forderung: Seıid E  9 5 einig!.

: Erziehungszieie
Von Zyrüill Fischer Wien

(Schluß.
Eın Hauptzıel' sozlalistischer. Erziehung ist die Re-

volutionterung der Kındergehirne. DiIies ıst. naturnotwendiıg.
Denn WIC soll ma  b die Kınder TUr Umstülpung der Gesell-
schaft begeıstern, WEeNnNn INan e dıe rachensaat der
Auflehnung iıhre Herzen un Hırne säat, WIE soll mMa

Sturm der Weltrevolution einmal ernten können, WeNnnNn
NNa  — DAC den Wiıind des Klassenhasses gesä hat!
Man beklagt, daß uns allen noch 1e] schr der „„Autori-
tätsteufel Rücken““ S1IUZ un iindet, daß das „Not-
wendigste der revolutionäre Kampfeswille“ ist. Zur Wek-
kung - diıeses Kampfeswillens wIırd jede Gelegenheit be-
Nnu Zur Melodie des „Andreas-Hofer-Liedes““ 1äßt 111a
dıe Kleinen johlen:

„ W er chafft das old age
hämmert Kr7z un Stein?

Wer We uch und Seide?
Wer aue Korn und Wein?
Wer gibt den KReichen al ihr Brot,
Und lebt el bittrer Not?
Das Sind die ATbeitsmänner, das Toletariat!


